
Frage: Die Stadt ist total verschuldet. Wo
kommt diese missliche Lage her?
Solingens Schuldenberg geht auf die Milli-

arde zu. Kein Trost: Von den 396 Gemeinden
in NRW haben nur 11 einen ausgeglichenen
Haushalt.  Das war nicht immer so. Seit der
Regierung Kohl wurde umgesteuert und eine
gigantische Umverteilung der Steuern zugun-
sten der Konzerne und Reichen organisiert.
Unter der  Regierung von SPD und Grünen
hat es dazu keine finanzpolitische Kehrtwen-
de gegeben, die auch die Stadt Solingen in
die Lage versetzt hätte, ihre kommunalen
Aufgaben zu erfüllen. Die Gewerkschaft Er-
ziehung und Wissenschaften bringt es auf
den Punkt. „Insgesamt hat die Öffentliche
Hand seit dem Jahr 2000 durch Steuerrechts-
änderungen, die insbesondere reiche Haus-
halte und den Unternehmenssektor begünsti-
gen, in der Summe auf Einnahmen in Höhe
von annähernd 400 Milliarden verzichtet.“
Und das fehlt uns jetzt.
Frage: Der Bund hat es verschuldet – der

Bund soll´s richten?
Klar. Die Finanzkatastrophe ist gewollt. Al-

les für Reiche, das ist bis heute die Devise.
So wird den Kommunen die Luft zum At-

men genommen.  Städte, auch Solingen, ver-
walten nur noch ihren Mangel. Die demokrati-
sche Selbstverwaltung der Gemeinden, wie
es auch das Grundgesetzt fordert, ist längst
vor die Hunde gegangen.
Frage: Da gab es doch eine Bürgerbefra-

gung im Internet?
Eine Farce. Da durften die Bürger Vorschlä-

ge machen, worauf sie verzichten könnten.
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Pleitestadt Solingen – warum?
„Klingenstadt“ fragt die DKP Solingen

Bürger durften wäh-
len zwischen Pest
und Cholera. Auf
solche Befragungen
ist zu verzichten!

Worauf es hin-
ausläuft, wider-
spricht unseren Vor-
stellungen von einer
lebenswerten Stadt.
Schon jetzt sind Bä-
der geschlossen,
Einrichtungen verkauft, da wird das Union-
Stadion abgerissen und das Gelände ver-
scherbelt, Parks und Spielplätze werden ver-
kauft oder still gelegt. Und dem Orchester
kann’s auch noch an den Kragen gehen. Und
das alles in dem wohl reichsten Land der
Welt. Unerträglich!
Frage: Jetzt kommt doch mit dem „Stär-

kungspaket Stadtfinanzen“ Geld in die
Kasse. Was ist damit?
Das ist ein Tropfen auf den „heißen Stein“.

Und ist überdies mit dem Zwang zu immer
neuen Streichungen und Einsparungen ver-
bunden. Das Knebeln geht voll weiter. 

Wir sagen: Das ist ein vergiftetes Ge-
schenk. Und führt auch nicht zum Ziel, also
zur Entschuldung.
Frage: Was schlagt ihr vor?

Der Bund hat die Misere verschuldet. Es ist
Druck auf CDU, SPD, FDP und Grüne zu ent-
wickeln. Sie tragen Schuld und Verantwor-
tung. Vielleicht ist ein Marsch von Bürger-
meistern und Gemeinderäten und vielen
Unterstützern auf Berlin notwendig. Überall in

Europa gehen die Bürger auf die Straße. Das
macht Mut! Auf jeden Fall müssen die Städte
entschuldet werden, in erster Linie von den
drückenden Banklasten befreit. Im Klartext:
Es ist reichlich Geld da. Bei den Reichen,
Konzernen und Spekulanten, da ist es zu ho-
len. Mit Sondersteuern auf Vermögen und
große Erbschaften. Ihre vielen Vergünstigun-
gen müssen aufgehoben werden. Und dann
ist da noch die Rüstung, die Bundeswehr, die
jährlich Milliarden verschlingt. Für Krieg und
Tod. Da müssen wir ran!
Frage: Ein Ausblick? Was tun?

Nein sagen zu den Einsparungs- und
Schließungsmaßnahmen, zu denen uns das
Land zwingen will, damit wir ein paar Brosa-
men aus dem Topf bekommen. Was nie und
nimmer zur Entschuldung reicht. Wir brau-
chen Reichtums-Umverteilung durch eine an-
dere Steuergesetzgebung, eine Millionärs-
steuer, Sonderzahlungen für die Städte und
Übernahme der Bankschulden der Städte
durch den Bund. Diese und andere Maßnah-
men helfen den Städten, auch Solingen.

Der Kapitalismus kennt keine Gnade. Er
benutzt jede Krise, um aufzuräumen. Denn
der Markt ist voll. dm, Rossmann und wie sie
alle heißen, das reicht offensichtlich. Marx
schrieb, das sei die Überproduktionskrise.
Und der „Markt“ würde das auf seine Art be-
reinigen. Tut er auch. Überzählige, ja lästige
Konkurrenten werden weggepustet. Licht
aus. Und immer sind die Beschäftigten die
Leidtragenden. Mal sind es die Opel-Leute,
mal die Nokia-Kollegen, mal Telekom. Jetzt
sind die Schlecker-Frauen dran. Und sie
sind verdammt wütend. So haben sie sich
ihr Berufsleben nicht vorstellt. 

Dann werden sie auch noch verhöhnt.
Denn Pech gehabt, leider sei jetzt für sie
auch kein Geld mehr da. Bleiben doch den
Schlecker-Kindern selbst nur bescheidene
60 Millionen übrig. Fazit: Die Schlecker-
Frauen haben Jahrzehnte lang durch ihrer
Hände Arbeit den Reichtum des Schlecker-
Clans geschaffen und vermehrt. Jetzt bleibt
nur noch das Arbeitsamt.  

Pikant: Die 60 Millionen der Schlecker-
Kinder stammen aus dem Nebengeschäft
Leiharbeit. 

Wir erinnern uns: Schlecker hat die Leute
rausgeschmissen, weil die angebliche zu viel

Lohn bekommen. Die Leiharbeitsfirma der
Kinder durfte sie auffangen und wieder zu
noch weniger Lohn an Schlecker zurück ver-
mieten. 

Ja, der Kapitalismus ist vielseitig. Reich-
tum kommt nicht nur aus Herstellung und
Verkauf von Spraydosen und Verhütern,
sondern auch aus dem Geschäft mit Men-
schen. Mit Leiharbeit, manche sagen zu
Recht: Mit Sklavenarbeit.  

Unser Kommentar

14 000 Schlecker-Frauen sind raus

1. Mai in Solingen



Die Energie der Zukunft wird nach unse-
ren Möglichkeiten regional verwurzelt so-
wie regional, dezentral und regenerativ
ausgerichtet.
Wir Solinger bekommen die Gestaltungs-
hoheit über die Stadtwerke zurück. Solin-
ger Experten und nicht die Experten von
MVV werden zukünftig im Interesse unse-
rer Stadt die Stadtwerke entwickeln, wir
alle gewinnen von deren Erträgen.
Investitionen der Stadtwerke in zukunfts-
orientierter, nachhaltiger und erneuerbarer
Energie bringt den Solinger Handwerkern
und der Industrie Aufträge. Die kommuna-
le Wirtschaft wird gestärkt, neue Arbeits-
plätze geschaffen.

Die DKP erneuert ihre Forderung: Macht
endlich Schluss mit der MVV-Abzocke im
Interesse unserer Stadt und deren Bürge-
rinnen und Bürgern!

Der öffentliche Druck der Solinger Bürger
hat Bewegung gebracht, die Ratsmehr-

heit ist bereit, sich von der MVV AG zu lösen
und den Rückkauf der Stadtwerke-Anteile
anzugehen. Lieber jetzt ein Ende mit Schre-
cken, was die Kosten des Rückkaufs betrifft,
als noch einmal 10 Jahre Schrecken ohne En-
de.

Die Stärkung der Stadtwerke, weg von dem
Gewinnstreben der MVV-Aktionäre, hin zu ei-
nem modernen und zukunftsorientierten
kommunalem Unternehmen entspricht dem
Zeichen der Zeit. Mit den Stadtwerken, fest in
der Hand der Solinger, gewinnen wir wieder
die kommunalpolitische Gestaltungshoheit
zurück und können die Energiewende auch in
und für Solingen nachhaltig gestalten.

Das Holzhäckselwerk der Lebenshilfe-
Gärtnerei und das Kraftwerk in der Siedlung
Börkhauser Feld zeigen in Solingen schon
länger, welche Möglichkeiten es vor Ort gibt.

Wichtig bei der Rückführung der Stadtwer-
ke in kommunalen Besitz ist:

Der Eigentümer des Stadtwerkes ist die
Gemeinschaft der Bürger und kein abstrakter,
an maximalem Gewinn orientierter Aktionär.
Jetzt gilt es, die Chancen für Solingen zu er-
kennen und zu nutzen.

Gewinner können wir alle werden!

Stadtwerke im kommunalen Besitz bedeu-
tet:

Die Arbeitsplätze der Beschäftigten der
Stadtwerke werden sicher. 

Beispiele aus anderen Städten zeigen,
dass mit Stadtwerken im kommunalen Besitz
viele neue Arbeitsplätze geschaffen werden
können.

Die Tarifpolitik für Gas, Wasser und Strom
wird wieder sozial und bezahlbar. Wir sind
nicht länger abhängig von den Großen der
Branche und deren Preisdiktat.
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Stadtwerke stärken
Macht endlich Schluss mit der MVV-Abzocke!

Mit großem Aufwand und ebenso großen
Erwartungen wird der Neubau des

Shoppingcenter am Neumarkt schön geredet.
Wir können uns zwar als Ersatz für Karstadt
bedarfsgerechte Läden wünschen, die die Lü-
cke schließen, die der Abriss des Vollsorti-
menters hinterlassen hat, doch die Planung

hat nichts mit unseren Wünschen zu tun. Was
entstehen wird, bekommt allmählich Profil:
Saturn, die Thalia-Buchhandlung, der Droge-
riemarkt dm, die Parfümerie Douglas, das
Süßwarengeschäft Hussel und das Schuhge-
schäft Deichmann.

Sie alle sind schon in Solingen vertreten

Spenden? – Ja bitte!
Dann an

DKP Solingen
Konto-Nr. 20 214
BLZ 342 500 00

Stadtsparkasse Solingen
Wir danken!

O-Ton DKP
www.kommunisten.de
www.dkp-solingen.de

und werden durch den geplanten Umzug lee-
re Läden hinterlassen. All dies hat nichts mit
den Solinger Wünschen gemein. Was wir be-
kommen werden, haben wir schon. Mehr La-
denketten anstelle ortsansässiger Geschäfte.
Unterbezahlte Verkäuferinnen und Verkäufer
statt qualifiziertes Fachpersonal. Aushilfsjobs
statt Vollbeschäftigung..

Einkaufszentren in Solingen, seinerzeit mit
großem Werbeaufwand gebaut, sind inzwi-
schen den Bach herunter gegangen: Der
Dorfplatz, jetzt „Senioren-City-Residenz“, das
Bachtorzentrum mit vielen Leerständen. Wie
geht es weiter mit dem Kaufhofgebäude,
wenn Saturn ausgezogen ist? Wie entwickeln
sich die Clemens-Galerien, die jetzt schon ge-
gen Leerstände kämpfen müssen?

Schicke „Shoppingcenter“ sind nicht in der
Lage, den Solingern mehr Geld aufs Konto zu
zaubern. Die mangelnde Kaufkraft der Fami-
lien, der Arbeitslosen, der Rentner, der Men-
schen, die von Niedriglohn oder Harz IV leben
und die Arbeiter und Angestellten, die mit ge-
ringen Einkünften auskommen müssen, las-
sen schon jetzt die künftigen Leerstände er-
ahnen. 
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Shoppingcenter Neumarkt – ein neuer Stern am Solinger Himmel

Auf den Trümmern von Karstadt/Turmhotel soll der Hofgarten entstehen
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Wählen ab 16? – vollkommen richtig,
vollkommen demokratisch!

Junge Menschen ab 16 Jahren sollen bei den Landtagswahlen mitwählen können. Denn
wer reif genug für die Kommunalwahlen ist, ist es auch für die Landtagswahlen“, steht

es im neuen Koalitionsvertrag der SPD-Grünen-Regierung in NRW. Und sofort erheben
sich die ersten Stimmen: Junge Menschen wären nicht mündig genug, wüssten doch gar
nicht, was sie tun.

Denken wir aber noch einmal nach. Für die meisten Jugendlichen beginnt mit 16 Jahren
der „Ernst des Lebens“, nämlich die Ausbildung. Sie haben ihre Pflichtschulzeit hinter sich
und nehmen nun am gesellschaftlichen Leben teil, verdienen und zahlen Steuern. Wer am
gesellschaftlichen Leben teilnimmt, der muss auch mitbestimmen. Also reichen Schüler-
vertretungen in der Schule, sowie Jugend-und-Auszubildenden-Vertretungen im Betrieb
nicht aus. Die Jugend als Zukunft des Landes muss auch mitbestimmen können, wer im
Parlament sitzt.

Wir sagen daher: Wählen ab 16 ist vollkommen richtig! Wir werden uns gemeinsam mit
Sozialdemokraten, Grünen und allen anderen Demokraten dafür einsetzen, dass das Wäh-
len ab 16 durchgesetzt wird. Wir meinen aber, junge Menschen sollen nicht nur alle vier
oder fünf Jahre ihre Stimme abgeben, sondern immer und ständig ihre Stimme erheben,
sich einmischen, aktiv werden, für ihre Interessen, für soziale Gerechtigkeit, gegen die Zer-
störung von Natur und Umwelt und vieles mehr. Dann gibt das Wählen erst einen Sinn. 

Keine Zukunft ohne gute Bildung!
Hochschulen („Hochschulfreiheitsgesetz“),
wehren sich gegen mehr Lehrerinnen und
Lehrer und halten das faule, undemokrati-
sche, gegliederte Schulsystem aufrecht, ob-
wohl es zu den rückständigsten Europas ge-
hört. Für die Großbanken und Konzerne zählt
nur ihr Maximalprofit, und wenn er auf die
Kosten des Volkes und der Volksbildung
geht. Wir halten eine Politik, die sich für die
Konzernprofite einsetzt, für falsch.

Wir müssen uns auch weiterhin dagegen
wehren. Unsere Bildungsstreiks und Arbeit in
Schülerinteressenvertretungen (SVen), auch
bezirks- und landesweit, zeigen, dass wir eine
ganz andere Politik, eine Politik für die Mehr-
heit des Volkes, erkämpfen können. Dafür
müssen wir uns gemeinsam für eine zukunfts-
fähige Alternative einsetzen.

Wir sagen daher:

Wir brauchen mehr Lehrerinnen und Leh-
rer, in kleineren Klassen!
Weg mit der Schulzeitverkürzung! Für eine
demokratische Allgemeinbildung und Frie-
denserziehung!
Gegen die Privatisierung von Bildung! Bil-
dung muss kostenlos sein!
Eine demokratische Schule für alle! Weg
mit dem gegliederten Schulsystem!

jung, aktiv, revolutionär: kommunisten !

www.facebook.com/SdajRheinlandWestfalen
www.sdaj-solingen.de

Solinger bei 
internationalem Treffen

Seit Jahren treffen sich Vertreter der Kom-
munistischen Parteien aus Luxemburg,

den Niederlanden, aus Belgien und der DKP
aus Deutschland, um sich über gemeinsam be-
treffende Fragen auszutauschen und gemein-
same Positionen zu entwickeln. Beim jüngsten
Treffen in Lüttich (Belgien) nahm auch ein jun-
ger Genosse aus Solingen teil. Die jungen Teil-
nehmer berichteten von der Situation der ar-
beitenden und lernenden Jugend in Deutsch-
land und benannten Probleme der gewerk-
schaftlichen Jugendarbeit. Es sei dringend not-
wendig, so ihr Fazit,  dass die junge Generation
zusammen vor allem mit und in den Gewerk-
schaften für ihre Interessen aktiver sein muss.
Ihre Meinung: „Es werden nur noch so viele Ju-
gendliche mitgenommen, wie nötig und für das
Kapital verwertbar sind. Für sie gibt es Privat-
und Eliteschulen sowie Exzellenzuniversitäten.
Die große Masse  wird ohne Wenn und Aber in
allen Lebensbereichen ins Abseits gestellt“. 

Ihre Vorschläge sind u. a.: Arbeitszeitverkür-
zung (35-Stunden-Woche erhalten), um die Ar-
beitslosigkeit einzudämmen, bedingungslose
Übernahme nach der Lehrzeit, Leiharbeit ein-
dämmen und verbieten, Mindestlohn durchset-
zen. Generell gelte die alte Arbeiterregel:

„Wer sich nicht wehrt, lebt verkehrt!“ 
Der ganze Vortrag zur Lage der Jugend in

Deutschland findet sich unter www.sdaj-solin-
gen.de

Solingen und NRW brauchen Schulen und
Universitäten, die allen den Zugang zu

guter Bildung ermöglichen. Eine Volkswirt-
schaft im Interesse des Volkes muss der Ju-
gend so viel Bildung und freie Aufstiegschan-
cen wie möglich bieten. Wir sind die Zukunft
unseres Landes, wir werden zukünftig alle
Werte unseres Landes durch unsere Arbeit
schaffen. Dazu muss es eine vernünftige, ho-
he allgemeine Bildung geben, um den Erfor-
dernissen des wissenschaftlich-technischen
Zeitalters gerecht zu werden.

Die Großbanken und Konzerne aber stellen
sich einer guten Zukunft entgegen: Sie wollen
die Bildung zu einem Anhängsel des Arbeits-
marktes werden lassen. Sie verkürzen die
Schulzeit (G8), übernehmen die Leitungen der



Arthur Schlechter 
Kaufmann, Kommunist, Bürgermeister
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an, einige Jahre als unbesoldeter Beigeord-
neter. Seine besonderen Interessen galten
auch hier den Problemen der Solinger Schu-
len. Nach der Vereinigung der fünf Gemein-
den zu Groß-Solingen wirkte er in wichtigen
Ausschüssen der neuen Großstadt mit.

Als 1933 in Solingen die Massenverhaftun-
gen begannen, holten die Nazis auch ihn und
nahmen ihn vom 11.3. bis 31.5.33 im Wup-
pertaler Untersuchungsgefängnis in „Schutz-
haft“. Nach der Entlassung stand er unter Po-
lizeiaufsicht, sodass sich die illegal tätigen
Antifaschisten aus Sicherheitsgründen von
ihm fernhalten mussten.

In der knappen Freizeit, die Arthur neben
seinen zahlreichen politischen Aktivitäten

In seinem Geschäft an der Weyerstraße 85
führte Arthur Schlechter nicht nur hochwerti-

ge Textilien, sondern auch manch angeregtes
Gespräch über die Probleme unserer Stadt,
wenn seine Kunden ihn darauf ansprachen.
Denn Arthur war ein kompetenter Mann – und
Bürgermeister.

Am 17. Dezember 1952, als stadtbekannter
Kommunist, war er erneut in dieses Amt der
Klingenstadt gewählt worden. Die Abgeordne-
ten von SPD, KPD und FSU (Frei-Soziale
Union) waren sich darin einig, er sei der richti-
ge Mann als Stellvertreter des Oberbürger-
meisters (SPD). Der SPD-Unterbezirk Nieder-
rhein missbilligte allerdings das Verhalten der
Solinger Parteifreunde als Abweichung von
der offiziellen Parteilinie und kündigte Partei-
verfahren gegen die Verantwortlichen an. 

Vorsitzender der Solinger SPD war damals
der Scherenmacher Heinrich Schroth. Er lob-
te die Solinger Kommunisten als „saubere,
faire Partner“.

Für Arthur war das Amt des Bürgermeisters
nicht neu. Er hatte es schon in der Zeit des
schwierigen Wiederaufbaus vom 4. Novem-
ber 1948 bis zum 20. November 1950 inne.
Direkt nach der Befreiung vom Hitler-Fa-
schismus wurde er aktiv und kümmerte sich,
zusammen mit anderen Demokraten, um den
Beginn eines geordneten Schulunterrichtes.

Schon in den zwanziger Jahren, damals
noch als Schleifer, war er lange Jahre Vorsit-
zender der Ortskrankenkasse in Ohligs. Er
gehörte als Vertreter der KPD seit 1924 dem
Stadtparlament in Ohligs und dem Kreistag

blieb, bildete er sich in marxistischer Theorie
weiter oder las anspruchsvolle Romane. Dazu
nutzte er gerne die Mittagspause, wenn sein
Textilgeschäft von zwölf bis zwei geschlossen
war.

Hoch geachtet von seinen vielen Freunden
und Genossen, respektiert und geschätzt von
demokratisch gesinnten Solingerinnen und
Solinger über Parteigrenzen hinweg,  verstarb
er im Dezember 1973.

Von links: Oberstadtdirektor Gerhard Berting, Oberbürgermeister Eugen Maurer, 
Bürgermeister Arthur Schlechter. Foto: Stadtarchiv Solingen

„Nur nicht Trübsal blasen – trotz alledem!
Die Klingenstadt-Redaktion wünscht allen Leserinnen und 
Lesern genussvolle und wärmende, sonnige Sommertage“

„Aus tiefster Not schrei ich zu Dir“ 
Zum UNESCO-Welttag der kulturellen Vielfalt haben 150 Musi-

ker aus allen 132 deutschen Profi-Orchestern gegen den landes-
weiten Orchesterabbau protestiert. 1992 gab es 168 öffentlich fi-
nanzierte Orchester. Davon wurde seither fest ein Viertel abge-
schafft. Bei der Aktion spielten neun Musiker als „übrig gebliebe-
nes Schrumpf-Orchester“  den Luther-Choral „Aus tiefster Not
schrei ich zu Dir“. Der Braunschweiger Generalmusikdirektor er-
klärte dabei, mit der Abwicklung ganzer Orchester gefährde die
Politik einen wichtigen Teil des deutschen Kulturerbes. 

Auch die bergischen Symphoniker sind bedroht. Remscheid will
aussteigen. Das Gezänk darum ist ein Armutszeugnis, das sich ei-
gentlich ein Land mit solcher Kulturtradition wie Deutschland nicht
leisten dürfte. Aber im Kapitalismus haben Konzerne, Banken und
Rüstungsgewinnler Vorrang. Der Steuerzahler blecht ungefragt für
die marode WestLB mal eben 18 Milliarden hin. Bedarf das noch
eines Kommentars? Ja: Wackere Solinger Lokalaktivisten aus
CDU und Juso schwingen eine Extra-Axt gegen das Orchester,
wenn nur das Union-Stadion erhalten bliebe. Ein Kulturkampf der
Sonderklasse – Made in Solingen.

„In tiefster Not“ wollen wir, dass das beliebte Orchester er-
halten bleibt.

„Mein Beitritt zur Kommunisti-
schen Partei ist die logische Folge
meines ganzen Lebens, meines
ganzen Werkes“

Pablo Picasso (1881-1973)


